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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

BMF: Auslegungsfragen zur sogenannten Abfärbetheorie in § 15 Absatz 3 
Nummer 1 EStG 

In einem aktuellen Schreiben wendet sich die Finanzverwaltung weiterhin gegen 
die Aussage in einem Urteil des Bundesfinanzhofs aus 2016 zur gewerblichen 
Infektion nach § 15 (3) Nummer 1 Einkommensteuergesetz. 

Hintergrund 

Einleitend weist das Bundesministerium der Finanzen (BMF) darauf hin, dass das 
frühere BMF-Schreiben vom 14.1.2022 (siehe hierzu: Blogbeitrag vom 31. 
Januar 2022), welches sowohl zum Begriff der negativen Einkünfte nach § 14 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 KStG als auch zu besagten Auslegungsfragen 
betreffend § 15 Absatz 3 Nummer 1 EStG Stellung genommen hat, aufgrund der 
im Zuge des Wachstumschancengesetz vom 27. März 2024 erfolgten Aufhebung 
des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 KStG durch das aktuelle Schreiben ersetzt wird. 

Wie schon in dem nunmehr aufgehobenen Vorgängerschreiben vom 14.1.2022 
bekräftigt das BMF weiterhin seine Auffassung zur Interpretation des BFH 
hinsichtlich § 15 Absatz 3 Nummer 1 EStG. Dieser hatte in seinem Urteil vom 12. 
Oktober 2016 (I R 92/12) folgende nicht streiterhebliche Aussagen zur 
gewerblichen Infektion nach § 15 Absatz 3 Nummer 1 EStG getroffen: 

„Der Wortlaut (auch) des § 15 Absatz 3 Nummer 1 EStG setzt voraus, dass 
neben den Einkünften aus Gewerbebetrieb – i. S. v. voneinander abgrenzbaren 
Tätigkeiten – auch Einkünfte einer anderen Einkunftsart erzielt werden […]. 
Besteht – wie im Streitfall – die Geschäftstätigkeit einer Personengesellschaft 
ausschließlich in dem Halten der Anteile an einer anderen Personengesellschaft 
und verfügt die Personengesellschaft über kein weiteres Vermögen, mittels 
dessen Einkünfte erzielt werden, ist § 15 Absatz 3 Nummer 1 EStG nicht 
anwendbar.“ 

Diese Auslegung des Wortlauts des § 15 Absatz 3 Nummer 1 EStG ist nicht über 
den entschiedenen Einzelfall hinaus allgemein anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 10. Dezember 2024 (IV C 6 - S 2241/21/10004 :001).  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228874/bmf-begriff-der-negativen-einkuenfte-nach-14-absatz-1-satz-1-nummer-5-kstg-und-auslegungsfragen-zu-15-absatz-3-nummer-1-estg/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228874/bmf-begriff-der-negativen-einkuenfte-nach-14-absatz-1-satz-1-nummer-5-kstg-und-auslegungsfragen-zu-15-absatz-3-nummer-1-estg/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-12-10-auslegungsfragen-paragr-15-EStG.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 19. Dezember 2024 

 
Die Kosten für die Anmietung von Werbeträgern können auch bei 
einem Dienstleistungsunternehmen zu einer Hinzurechnung nach § 
8 Nr. 1 Buchst. d und e des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 
führen, wenn die Werbeträger bei unterstelltem Eigentum des 
Dienstleistungsunternehmens zu dessen Anlagevermögen gehören 
würden. Für die Zugehörigkeit zum Anlagevermögen kommt es 
darauf an, ob der Geschäftszweck und die speziellen betrieblichen 
Verhältnisse (zum Beispiel Häufigkeit und Dauer der Nutzung von 
bestimmten oder gleichartigen ‑‑austauschbaren‑‑ Werbeträgern) 
des Dienstleistungsunternehmens Werbemaßnahmen erforderlich 
erscheinen lassen, für die das Unternehmen Werbeträger ständig 
in seinem Betrieb vorhalten muss. Eine Hinzurechnung von 
Aufwendungen im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Werbemaßnahmen nach § 8 Nr. 1 Buchst. d und e GewStG setzt 
voraus, dass die den Werbeaufwendungen zugrunde liegenden 
Verträge ihrem wesentlichen rechtlichen Gehalt nach als Miet- oder 
Pachtverträge einzuordnen sind oder zumindest trennbare miet- 
oder pachtrechtliche Hauptleistungspflichten enthalten (vgl. 
Senatsurteil vom 23.03.2023 - III R 5/22, BFHE 279, 553, BStBl II 
2023, 923). 
 
Zum Urteil 
 
 
Eine auf Auskunftserteilung gemäß Art. 15 Abs. 1 der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) gerichtete Klage ist mangels 
Beschwer grundsätzlich unzulässig, wenn es an einem dem 
Klageverfahren vorausgehenden außergerichtlich gestellten Antrag 
auf Auskunftserteilung fehlt. Das Auskunftsrecht nach Art. 15 
DSGVO ist inhaltlich nicht mit einem Akteneinsichtsrecht identisch.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
§ 2a Abs. 5 Nr. 2 der Abgabenordnung ordnet die entsprechende 
Geltung der Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung für 
Informationen, die sich auf identifizierte oder identifizierbare 
Körperschaften beziehen, an. Die Datenschutz-Grundverordnung 
enthält keinen Anspruch auf Akteneinsicht. Der zuständige 
Spruchkörper ist grundsätzlich berechtigt und verpflichtet, einen 
geltend gemachten Anspruch unter allen zumindest denkbaren 
rechtlichen Aspekten zu prüfen. Weder aus der Abgabenordnung 
noch aus dem Recht auf effektiven Rechtsschutz im Sinne von Art. 
19 Abs. 4 des Grundgesetzes (GG) sowie dem Rechtsstaatsprinzip 
nach Art. 20 Abs. 3 GG ergibt sich ein gebundener Anspruch auf 
Akteneinsicht. 
Zum Urteil 

Urteil III R 36/22: 
Gewerbesteuerrechtlic
he Hinzurechnung von 
Werbeaufwendungen 
 
 
 
 
 
 
16. September 2024 
 

Urteil IX R 20/22: 
Erfordernis eines 
außergerichtlich 
gestellten Antrags auf 
Auskunftserteilung 
 
 
12. November 2024 
 

 

 
Urteil IX R 24/23: Kein 
Akteneinsichtsrecht 
nach der DSGVO 
 
 
20. September 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410224/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410224/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410227/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410227/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410231/
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Verkennt das Finanzgericht bei der Anwendung des 
Anscheinsbeweises für die Privatnutzung eines betrieblichen 
Fahrzeugs und der dagegen vorgebrachten Umstände den 
gesetzlichen Maßstab für seine Überzeugungsbildung oder das 
erforderliche Maß von Überzeugung (§ 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 
der Finanzgerichtsordnung) in grundlegender Weise, liegt darin ein 
revisionsrechtlich beachtlicher Rechtsfehler (Bestätigung der 
Senatsurteile vom 15.01.2013 - VIII R 22/10, BFHE 204, 195, 
BStBl II 2013, 526, Rz 16 und vom 09.05.2017 - VIII R 51/14, 
BFH/NV 2018, 5, Rz 23). 
Bei der Prüfung, ob der für eine private Nutzung betrieblicher 
Fahrzeuge streitende Anscheinsbeweis erschüttert ist, müssen 
sämtliche Umstände berücksichtigt werden. Ein Fahrtenbuch darf 
nicht von vornherein mit der Begründung außer Betracht gelassen 
werden, es handele sich um ein nicht ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch. 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Die Anordnung einer Auftragsprüfung bei einem Steuerberater 
kann grundsätzlich mit der Vermeidung von typischerweise zu 
erwartenden Spannungen begründet werden (Anschluss an die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs). 
Macht der Steuerberater im Einspruchsverfahren Umstände 
geltend, die auf eine Zweckverfehlung im konkreten Einzelfall 
hindeuten, etwa weil er seine berufliche Tätigkeit 
schwerpunktmäßig im Bezirk des beauftragten Finanzamts 
entfalte, muss das Finanzamt dem Nachgehen und in der 
Einspruchsentscheidung eine individuelle Ermessensentscheidung 
treffen; das Finanzamt muss derartige Umstände des Einzelfalls 
aber nicht von Amts wegen aufklären und berücksichtigen. 
Umstände, die der Kläger erstmals im Klageverfahren geltend 
macht, können bei der rechtlichen Überprüfung einer 
Ermessensentscheidung grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
§ 2 Abs. 4 Satz 3 des Umwandlungssteuergesetzes steht auch 
dem Ausgleich von positiven Einkünften, die der übertragende 
Rechtsträger im Rückwirkungszeitraum erzielt hat, mit einem 
Verlustrücktrag des übernehmenden Rechtsträgers aus dem 
Folgejahr entgegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil VIII R 12/21: 
Erschütterung des 
Anscheinsbeweises für 
eine private 
Fahrzeugnutzung 
 
 
 
 
 
 
22. Oktober 2024 

Urteil VIII R 18/21: 
Auftragsprüfung bei 
einem Steuerberater 
 
 
 
 
 
 
20. Oktober 2024 
 

Urteil X R 32/21: 
Verschmelzung mit 
steuerlicher 
Rückwirkung 
 
 
 
 
 
 
13. März 2024 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410225/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410225/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410226/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410226/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410228/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410228/
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Ein elektronisches Dokument, das aus einem besonderen 
elektronischen Anwaltspostfach (beA) versandt wird und nicht mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, ist nur 
dann wirksam auf einem sicheren Übermittlungsweg bei Gericht 
eingereicht, wenn die das Dokument signierende (und damit 
verantwortende) Person mit dem tatsächlichen Versender 
übereinstimmt. Der Inhaber eines beA darf sein Recht, nicht 
qualifiziert elektronisch signierte Dokumente auf einem sicheren 
Übermittlungsweg zu versenden, nicht auf andere Personen (zum 
Beispiel Angestellte der Kanzlei) übertragen (Anschluss an die 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, des 
Bundesgerichtshofs, des Bundessozialgerichts und des 
Bundesverwaltungsgerichts). 
  
Zum Beschluss 
 
 
 
 
 
Wasserversorgungsanlagen, die als Bauten auf fremdem Grund 
und Boden errichtet wurden, können an den Eigentümer oder 
einen Dritten geliefert werden. Erwirbt eine Stadt im Rahmen des 
Wechsels des Wasserversorgers die Wasserversorgungsanlagen 
vom alten Versorger zurück und liefert sie die 
Wasserversorgungsanlagen unmittelbar an den neuen Versorger 
mit der Verpflichtung weiter, sie bei Beendigung des neuen 
Vertrags von ihm erneut zurückzuerwerben, handelt sie nachhaltig. 
Soweit die Geschäftsveräußerung an einen anderen Unternehmer 
für dessen Unternehmen erfolgen muss, reicht es in Fällen des 
zulässigen Durchgangserwerbs aus, dass diese Voraussetzungen 
beim Letzterwerber (Begünstigten) vorliegen (Anschluss an das 
Urteil des Bundesfinanzhofs vom 25.11.2015 - V R 66/14, BFHE 
251, 526, BStBl II 2020, 793). 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Änderung im Gesellschafterbestand einer grundbesitzenden 
Personengesellschaft 

Urteil XI R 10/22: 
Elektronischer 
Rechtsverkehr; 
Anforderungen an die 
sichere Übermittlung 
einfach signierter 
Dokumente 
 
5. November 2024 
 

Urteil XI R 19/22: 
Lieferung von 
städtischen 
Wasserversorgungsan-
lagen als nicht 
umsatzsteuerbare 
Geschäftsveräußerung 
  
 
 
25. September 2024 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410229/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410229/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410230/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410230/
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Für die Beurteilung der Frage, ob eine unmittelbar an der grundbesitzenden 
Personengesellschaft beteiligte Kapitalgesellschaft als neue Gesellschafterin im 
Sinne des § 1 Abs. 2a Satz 4 des Grunderwerbsteuergesetzes gilt, weil an ihr 
mindestens 90 % der Anteile auf neue Gesellschafter übergehen, ist nur auf die 
Beteiligung an der Kapitalgesellschaft abzustellen. Eine zuvor bereits bestehende 
Beteiligung des neuen Gesellschafters der Kapitalgesellschaft an der 
grundbesitzenden Personengesellschaft ist unerheblich. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine KG. In ihrem Vermögen befand sich Grundbesitz in Y und Z. 

Die Beteiligungsverhältnisse an der Klägerin stellten sich bis zum 31.12.2016 wie 
folgt dar: Als Komplementär ohne Kapitalbeteiligung war unter anderem T 
beteiligt. Als Kommanditisten hielten R 10 % und die R-GmbH 90 % der Anteile 
an der Klägerin. Alleingesellschafter der R-GmbH war R. Er hielt die Anteile an 
der R-GmbH treuhänderisch für die in der Schweiz ansässige L-AG. 

Mit notariell beurkundetem Vertrag vom 13.10.2016 übertrug R mit Wirkung zum 
31.12.2016 seine 100%ige Beteiligung an der R-GmbH auf T. T verpflichtete sich, 
die Treuhänderstellung des R zu übernehmen, sodass im Anschluss T die Anteile 
an der R-GmbH treuhänderisch für die L-AG hielt. Gleichzeitig übertrug R mit 
Wirkung zum 31.12.2016 seine 10%ige Beteiligung als Kommanditist an der 
Klägerin auf die M-Verwaltungs-GmbH. 

Für die Klägerin als Treugeberin hielt die A-AG als Treuhänderin eine 100%ige 
Beteiligung an der B-GmbH. Dieser nachgeordnet waren über die C-GmbH 100 % 
Anteile an der jeweils grundbesitzenden E-GmbH und der F-GmbH. 

Das Finanzamt war der Auffassung, dass die Änderung im Gesellschafterbestand 
der Klägerin aufgrund des Übergangs der 100%igen Beteiligung an der R-GmbH 
von R auf T nebst Austausch der Treuhänder hinsichtlich der Beteiligung an der 
grundbesitzenden Klägerin nach § 1 Abs. 2a des Grunderwerbsteuergesetzes in 
der auf den Streitfall anwendbaren Fassung des Steueränderungsgesetzes 2015 
(GrEStG) der Grunderwerbsteuer unterlag. 

Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte Erfolg. 

Nach Ansicht des Finanzgerichts löste der Erwerb aller Anteile an der als 
Kommanditistin an der Klägerin beteiligten R-GmbH durch T keine 
Grunderwerbsteuer aus. T sei nicht als "neuer Gesellschafter" im Sinne des § 1 
Abs. 2a Satz 1 GrEStG anzusehen, da er seit mehr als fünf Jahren an der 
Klägerin als Komplementär beteiligt gewesen sei (sogenannter Altgesellschafter). 
Die Auslegung des § 1 Abs. 2a Satz 4 GrEStG ergebe, dass ein Gesellschafter, 
der mehr als fünf Jahre an der grundbesitzenden Personengesellschaft beteiligt 
gewesen sei, kein neuer Gesellschafter der an der Personengesellschaft 
beteiligten Kapitalgesellschaft sei, auch wenn er erstmals Anteile an der 
Kapitalgesellschaft erworben habe. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 

Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts führt die Übertragung aller Anteile 
an der R-GmbH, die zu 90 % unmittelbar an der Klägerin als Kommanditistin 
beteiligt war, von R auf T dazu, dass die R-GmbH in vollem Umfang als neue 
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Gesellschafterin der Klägerin im Sinne des § 1 Abs. 2a Satz 1 und 4 GrEStG 
anzusehen ist. Dadurch hat sich in Verbindung mit der zeitgleichen Übertragung 
der 10 % Anteile an der Klägerin von R auf die M-Verwaltungs-GmbH der 
Gesellschafterbestand der Klägerin unmittelbar vollständig im Sinne des § 1 Abs. 
2a Satz 1 GrEStG geändert. 

Für die Beurteilung der Frage, ob eine unmittelbar an der grundbesitzenden 
Personengesellschaft beteiligte Kapitalgesellschaft als neue Gesellschafterin im 
Sinne des § 1 Abs. 2a Satz 4 GrEStG gilt, ist nur auf die Beteiligung an der 
Kapitalgesellschaft abzustellen. 

"Neue Gesellschafter" sind danach solche Personen, die zuvor nicht an der 
Kapitalgesellschaft beteiligt waren. Eine zuvor schon bestehende Beteiligung 
eines neuen Gesellschafters der Kapitalgesellschaft an der grundbesitzenden 
Personengesellschaft ist nicht ausschlaggebend. 

Selbst wenn der neu an der Kapitalgesellschaft beteiligte Gesellschafter vor 
seinem Anteilserwerb bereits Gesellschafter der grundbesitzenden 
Personengesellschaft war, wird er für die Anwendung des § 1 Abs. 2a Satz 4 
GrEStG nicht zum Altgesellschafter der Kapitalgesellschaft. 

Die Gesellschafter der Kapitalgesellschaft sind nur in Bezug auf die 
Kapitalgesellschaft, an der sie beteiligt sind, Alt- oder Neugesellschafter, nicht 
jedoch in Bezug auf die grundbesitzende Personengesellschaft (gl. Auffassung 
die Finanzverwaltung in Tz. 5.2.3.2 der Gleich lautenden Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder zur Anwendung des § 1 Abs. 2a GrEStG vom 
12.11.2018, BStBl I 2018, 1314). 

Ob durch die nunmehr gesetzlich geregelte unterschiedliche Betrachtung von 
Personen- und Kapitalgesellschaften eine angemessene Berücksichtigung 
mittelbarer Strukturen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nach dem Sinn und 
Zweck des § 1 Abs. 2a GrEStG noch erreicht wird, kann dahingestellt bleiben. Die 
eindeutige Systematik des § 1 Abs. 2a Satz 3 bis 5 GrEStG lässt keine andere 
Auslegung zu. Eine planwidrige Regelungslücke des Gesetzgebers liegt nicht vor.  

Der BFH konnte nicht abschließend entscheiden, da das Finanzgericht nicht 
festgestellt hat, ob der Grundbesitz der E-GmbH und der F-GmbH der Klägerin 
am 31.12.2016 im Sinne des § 1 Abs. 2a Satz 1 GrEStG gehörte. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 31. Juli 2024 (II R 28/21), veröffentlicht am 12. Dezember 2024. 

 

Verdeckte Gewinnausschüttung bei unentgeltlichem Erwerb von 
Gesellschaftsanteilen, welche die Gesellschaft zuvor als eigene Anteile 
gehalten hat, durch einen Alleingesellschafter 

Die unentgeltliche Übertragung von durch eine GmbH als eigene Anteile 
gehaltenen Geschäftsanteilen auf den Alleingesellschafter stellt dem Grunde 
nach eine verdeckte Gewinnausschüttung dar. Auf Ebene des Gesellschafters 
handelt es sich auch nach dem BilMoG weiterhin um einen Anschaffungsvorgang. 
Dabei stellt der ersparte Aufwand, den ein fremder Dritter für die Anteile hätte 
zahlen müssen, seinen Vermögensvorteil dar. Dies hat das Finanzgericht Baden-
Württemberg in einem Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410220/
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Die Beteiligten streiten über die Berücksichtigung einer verdeckten 
Gewinnausschüttung bei den Einkünften aus Kapitalvermögen des Klägers. 

Die Kläger sind verheiratet und wurden im Streitjahr zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt. 

Der Kläger war zu Beginn des Streitjahres alleiniger Gesellschafter der A GmbH. 
Er hielt zwei Drittel der Geschäftsanteile, das restliche Drittel hielt die A GmbH als 
eigene Anteile selbst. 

Nach § 8 der Satzung der A GmbH konnte eine Verfügung über Geschäftsanteile 
nur mit Zustimmung sämtlicher Gesellschafter erfolgen. 

Mit notariellem Vertrag vom XX.XX.2016 verpflichtete sich die A GmbH, den ihr 
selbst gehörenden Geschäftsanteil von einem Drittel an der A GmbH auf den 
Kläger zu Alleineigentum zu übertragen. Der Kläger nahm die Verpflichtung an. 
Eine Gegenleistung war hierfür nicht zu erbringen. In der selben Urkunde wurde 
sodann die dingliche Übertragung des Geschäftsanteils vorgenommen. 

Im Jahr 2019 fand bei dem Kläger eine Außenprüfung statt. Im Prüfungsbericht 
vom 17.12.2019 vertrat der Prüfer die Auffassung, dass in der unentgeltlichen 
Übertragung der eigenen Anteile auf den Kläger eine verdeckte 
Gewinnausschüttung in Höhe des übertragenen Anteils des gemeinen Werts der 
GmbH zu sehen sei. Die verdeckte Gewinnausschüttung führe nach § 20 Abs. 1 
Nr. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) zu Einkünften aus Kapitalvermögen und 
unterliege der Abgeltungssteuer. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg bejaht die unter den Beteiligten streitige 
Frage, ob die unentgeltliche Übertragung der eigenen Anteile von der A GmbH 
auf den Kläger dem Grunde nach eine verdeckte Gewinnausschüttung darstellt. 

Eine verdeckte Gewinnausschüttung im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG 
liegt nach der ständigen Rechtsprechung des BFH vor, wenn eine 
Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter außerhalb der gesellschaftsrechtlichen 
Gewinnverteilung einen Vermögensvorteil zuwendet und diese Zuwendung ihren 
Anlass im Gesellschaftsverhältnis hat (vgl. z.B. BFH, Urteil vom 14.04.2016, VI R 
13/14, BStBl II 2016, 778, m.w.N.). Das ist in der Regel der Fall, wenn ein 
ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer diesen Vorteil einem 
Nichtgesellschafter nicht zugewendet hätte (BFH, Urteil vom 21.10.2014, VIII R 
21/12, BStBl II 2015, 638, m.w.N.). 

Die Art des Vermögensvorteils ist für die Erfassung als sonstiger Bezug im Sinne 
des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG unerheblich. Jeder hinreichend bestimmte, messbare 
Vorteil reicht aus. 

Ob eine verdeckte Gewinnausschüttung beim Anteilseigner im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG vorliegt, ist unabhängig davon zu beurteilen, ob eine 
verdeckte Gewinnausschüttung auf der Ebene der Körperschaft anzunehmen ist. 
Dies gilt sowohl für die Beurteilung der materiellen Voraussetzungen einer 
verdeckten Gewinnausschüttung als auch für die formell-rechtlichen 
Zusammenhänge, denn nach der ständigen Rechtsprechung des BFH stehen der 
Körperschaftssteuerbescheid und der Einkommensteuerbescheid nicht im 
Verhältnis von Grundlagen- zu Folgebescheid (BFH, Beschluss vom 12.06. 2018, 
VIII R 38/14, BFH/NV 2018, 1141 mit Verweis auf BFH, Urteil vom 27.10.1992, 
VIII R 41/89, BStBl II 1993, 569). 
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Entgegen der Ansicht des Klägervertreters beinhalten die auf der Ebene der 
Gesellschaft anknüpfenden handelsrechtlichen Änderungen durch das BilMoG 
keine Neuregelung hinsichtlich der hier in Rede stehenden Gesellschafterebene 
(so bereits BFH, Urteil vom 06.12.2017, IX R 7/17, BStBl II 2019, 213). Insofern 
spielt es keine Rolle, dass die Übertragung der eigenen Anteile auf der Ebene der 
Gesellschaft nach § 272 Abs. 1b HGB nicht als Veräußerungsgeschäft, sondern 
als Kapitalerhöhung zu werten ist.  Auf der Ebene des Gesellschafters handelt es 
sich auch nach dem BilMoG weiterhin um einen Anschaffungsvorgang. 

Die A GmbH hat als Kapitalgesellschaft dem Kläger, welcher ihr alleiniger 
Gesellschafter war, außerhalb der gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung 
durch die unentgeltliche Übertragung der von ihr als eigene Anteile gehaltenen 
Geschäftsanteile in Höhe von 1/3 des Stammkapitals einen Vermögensvorteil 
zuwendet. Diese Zuwendung hatte ihren Anlass im Gesellschaftsverhältnis, da 
ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer einem Nichtgesellschafter 
unstreitig die Geschäftsanteile nicht unentgeltlich übertragen hätte. 

Entgegen der Ansicht der Klägerseite hat der Kläger durch die unentgeltliche 
Übertragung einen Vermögensvorteil erhalten. So hat er den Geschäftsanteil 
unentgeltlich erhalten, wohingegen ein fremder Dritter hierfür einen Kaufpreis 
hätte zahlen müssen. Ein solcher wäre unstreitig am Markt zu erzielen gewesen. 
Dieser ersparte Aufwand ist sein Vermögensvorteil.  

Die Revision hatte das Finanzgericht nicht zugelassen. 

Fundstelle 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 1. März 2024 (5 K 2301/21); die 
Nichtzulassungsbeschwerde ist beim BFH unter dem Az. VIII B 33/24 anhängig. 

 

Business Meldungen 

 

Bundesgerichtshof entscheidet über die Erstattung von Bankgebühren 

 

Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs (BGH) hat über die Rückzahlung von 

Bankentgelten entschieden, die aufgrund unwirksamer 

Zustimmungsfiktionsklauseln erhoben wurden (Urteil vom 19. November 2024, 

Aktenzeichen XI ZR 139/23). Demnach müssen die Banken die Gebühren auch 

dann erstatten, wenn der Kunde das Girokonto durchgehend genutzt und die 

Entgelte über Jahre hinweg ohne ausdrückliche Zustimmung widerspruchslos 

gezahlt hat. 

 

Den Beitrag finden Sie hier. 

 

 

Terminplaner 
  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/246292/abschlussbericht-der-sektoruntersuchung-zur-e-ladeinfrastruktur-zu-wenig-anbieter-staatlich-bedingte-marktkonzentration/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 
Grand Townhall Financial Services Tax 

Präsenzveranstaltung, 20.03.2025 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: +49 171 7603269 

gabriele.nimmrichter@pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: +49 171 5503930 

gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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